
ALBA

Es ist eine dieser Legenden, die 
sich im Internet in Windeseile ver-
breiten, und von denen am Ende 
niemand weiß, wer sie aufgebracht 
hat. Fidel Castro soll 1973 bei ei-

ner Pressekonferenz in Havanna auf die Frage 
eines britischen Journalisten, wann Kuba und 
die USA wieder diplomatische Beziehungen 
aufnehmen würden, geantwortet haben: »Wenn 
sie einen schwarzen Präsidenten haben und es 
in der Welt einen lateinamerikanischen Papst 
gibt«. Unnötig zu erwähnen, dass die Origi-
nalquelle dieser »Prophezeiung« nirgendwo zu 
finden ist, auch wenn man auf dem Kontinent 
des magischen Realismus erst mal nichts aus-
schließen sollte.

Doch die Veränderungen, die sich im Verhält-
nis zwischen Havanna und Washington in den 

vergangenen Monaten vollzogen haben, waren 
noch bei Erscheinen der letzten Beilage über 
die Bolivarische Allianz für die Völker Unseres 
Amerikas (ALBA) im Juli 2014 kaum absehbar. 
Nach einem halben Jahrhundert kalten und oft 
genug auch heißen Krieges der USA gegen 
die rebellische Karibikinsel hat Barack Obama 
einräumen müssen, dass die Strategie der Su-
permacht gegen Kuba gescheitert ist. Die Mili-
tärstiefel werden deshalb vorerst in den Schrank 
geräumt, die Konterrevolution kommt künftig 
auf »Filzlatschen«, wie es einst Otto Winzer, 
zwischen 1965 und 1975 Außenminister der 
DDR, mit Blick auf den Strategiewechsel der 
Bundesrepublik gegen den Osten formulierte.

Grundsätzlich hat sich nichts geändert. Das 
beweist schon das Säbelrasseln gegen Vene-
zuela, das im März von Washington per De-

kret zur »Bedrohung der nationalen Sicherheit 
der USA« erklärt wurde. Allein diese Provo-
kation, mit der die Obama-Administration auf 
das strafrechtliche Vorgehen der venezolani-
schen Justiz gegen mutmaßliche Putschisten 
und militante Oppositionelle reagierte, dürfte 
den Kubanern Warnung genug gewesen sein. 
Ihr Präsident Raúl Castro erinnerte im März bei 
einem als Reaktion auf die Drohungen gegen 
Venezuela nach Caracas einberufenen ALBA-
Sondergipfel an die Warnungen des in Süd-
amerika als Befreier verehrten Simón Bolívar 
(1783–1830), dass die USA von der Vorsehung 
dazu verdammt schienen, Amerika im Namen 
der Freiheit mit Elend zu überziehen. »Die 
Vereinigten Staaten sollten endlich erkennen, 
dass es unmöglich ist, Kuba zu verführen oder 
zu kaufen, und dass es unmöglich ist, Venezu-

ela einzuschüchtern«, betonte Castro. »Unsere 
Einheit ist unzerstörbar.«

Im vergangenen Dezember feierte die von Fi-
del Castro und Hugo Chávez gegründete ALBA 
ihren zehnten Geburtstag. Aus dem bilateralen 
Projekt der beiden Comandantes ist inzwischen 
eine Organisation geworden, die auf der politi-
schen Bühne Lateinamerikas einen selbstbewuss-
ten Platz einnimmt und die Position der antiimpe-
rialistischen Regierungen des Kontinents vertritt. 
Aus den zwei Mitgliedern Kuba und Venezuela 
sind inzwischen elf geworden –  Antigua und 
Barbuda, Bolivien, Dominica, Ecuador, Grenada, 
Nicaragua, St. Kitts und Nevis, St. Lucia sowie St. 
Vincent und die Grenadinen sind hinzugestoßen. 
Diese Solidarität ist, wie es Raúl Castro im März 
in Caracas feststellte, »die Grundlage der Einheit 
und der regionalen Integration«.
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Als US-Präsident Barack Obama 
am 1. Juli im Rosengarten des 
Weißen Hauses erklärte, dass 
noch im selben Monat die in 

seinem Geburtsjahr 1961 von den USA ein-
seitig abgebrochenen diplomatischen Be-
ziehungen zu Kuba wieder aufgenommen 
würden, gestand der »mächtigste Mann der 
Welt« damit zum zweiten Mal seit dem 
17. Dezember 2014 öffentlich das Scheitern 
der bisherigen Politik seines Landes ge-
genüber dem sozialistischen Nachbarn im 
Süden ein. »Unsere Anstrengungen, Kuba 
zu isolieren, hatten einen gegenteiligen Ef-
fekt. Die Vereinigten Staaten wurden von 
unseren Nachbarn in dieser Hemisphäre 
getrennt«, räumte Obama ein. Sein Außen-
minister John Kerry erklärte am gleichen 
Tag, die Öffnung werde dabei helfen, »die 
Beziehungen in der Region komplett zu 
verändern«.

Im Klartext heißt das: Die USA stehen 
nach 54 Jahren Kuba-Blockade vor dem 
Scherbenhaufen ihrer Politik. Nicht die 
kleine sozialistische Karibikinsel ist iso-
liert, sondern das mächtige Imperium im 
Norden.

Eine Voraussetzung dafür war die Prin-
zipientreue der kubanischen Regierung und 
die Gradlinigkeit ihrer Außenpolitik, die 
auch während und nach dem Untergang der 
sozialistischen Länder Osteuropas und der 
Sowjetunion die Ziele der Revolution kon-
sequent weiter verfolgt hat. Möglich wurde 
die Befreiung Kubas aus der von den USA – 
zunächst erfolgreich – betriebenen Isolation 
durch den Integrationsprozess Lateinameri-
kas, für den die Gründung des antiimperia-
listischen Staatenbündnisses ALBA im De-
zember 2004 einen Meilenstein darstellt.

Vor allem Revolutionsführer Fidel 
 Castro hat den Prozess der Annäherung 
an die Nachbarn immer im Auge gehabt 
und vorangetrieben. Schon seine erste Aus-
landsreise nach dem Sieg der Revolution 
führte ihn als Vertreter der neuen Volks-
macht nicht – wie bei Repräsentanten Ku-
bas bis dahin üblich  – nach Washington, 
sondern vom 23. bis 27. Januar 1959 nach 
Venezuela, wo ein Jahr zuvor die Militärdik-
tatur gestürzt worden war. In Caracas wurde 
dem Comandante aus Kuba, der bewaffnet, 
in Uniform und von weiteren Guerilleros 
begleitet erschien, von 300.000 Menschen 
ein begeisterter Empfang bereitet.

Seit Eisenhower
Schon zu dieser Zeit, nur gut drei Wo-
chen nach dem Sieg der Rebellen auf 
der Insel, verfolgte US-Präsident Dwight 
D. Eisenhower das Ziel, das revolutionä-
re Kuba in der Region zu isolieren. Ein 
Grund dafür war, dass die neue Regie-
rung sich auch durch Drohungen nicht 
von der Aufteilung der großen Zucker- 
und Tabakplantagen und der Verstaatli-

chung der mit US-Kapital finanzierten 
Versorgungsbetriebe abbringen ließ. Am 
3. Januar 1961 brachen die Vereinigten 
Staaten die diplomatischen Beziehungen 
zu Kuba ab und schlossen ihre Botschaft 
in Havanna. Im Januar 1962 wurde die 
Insel auf Betreiben Washingtons aus der 
»Organisation Amerikanischer Staaten« 
(OAS) ausgeschlossen, der bis dahin alle 
35 souveränen Staaten des Doppelkonti-
nents angehört hatten. Die verbleibenden 
OAS-Länder belegten Kuba mit einem 
wirtschaftlichen und politischen Boykott, 
außer Mexiko brachen alle Regierungen 
nach und nach ihre Beziehungen zur Insel 

ab. Die US-Regierung hatte ihr Ziel er-
reicht, Kuba von den anderen Ländern des 
Kontinents politisch zu isolieren.

Danach versuchte Washington mit allen 
Mitteln, ein »Übergreifen« der Revolution 
auf andere Länder der Region zu verhin-
dern. Jede Bedrohung der US-Hegemonie 
wurde gnadenlos bekämpft. So besetz-
ten Truppen der Vereinigten Staaten am 
28. April 1965 die Dominikanische Repu-
blik, um eine »kommunistische Gefahr« 
abzuwenden. »Wir lassen in der Karibik 
kein weiteres Kuba zu«, erklärte Präsident 
Lyndon B. Johnson. In Bolivien wurde die 
von Che Guevara geführte Guerillabewe-
gung zerschlagen und der schon damals 
legendäre Comandante auf Anweisung 
der CIA am 9.  Oktober 1967 ermordet. 
Am 11. September 1973 putschten in Chi-
le faschistische Militärs mit Unterstützung 
der CIA gegen die demokratisch gewählte 
Regierung des sozialistischen Präsidenten 
Salvador  Allende. Nach dem Sieg der San-
dinistischen Revolution am 19. Juli 1979 in 
Nicaragua zettelte die CIA einen brutalen 
Contra-Krieg gegen die Befreiungsfront 
und die Bevölkerung an. Am 25. Oktober 
1983 diente der Mord an Maurice Bishop, 
dem linken Premierminister der Karibikin-
sel Grenada, als Vorwand für eine militäri-
sche Invasion der US-Armee.

Nach dem Untergang der Sowjetunion 
und des sozialistischen Blocks in Osteu-
ropa schienen die USA am Ziel und Kuba 
»reif« für den Systemwechsel zu sein. Doch 
während sich die ehemals sozialistischen 
Länder ihrem Schicksal ergaben und die 
Linke in Europa von einer Schockstarre 
gelähmt wurde, entwickelte Fidel Castro 
gemeinsam mit dem Vorsitzenden der bra-
silianischen Arbeiterpartei PT und späteren 
Staatspräsidenten des südamerikanischen 
Riesenlandes, Luis Inácio Lula da Silva, 
das Konzept für ein Forum linker latein-
amerikanischer Parteien und Organisatio-
nen. Vom 4. bis 6. Juli 1990 fand in der 
gleichnamigen brasilianischen Stadt mit 
48 teilnehmenden Gruppen, darunter der 
Kommunistischen Partei Kubas, das erste 
»Forum von São Paulo« statt. Ziel dieses 
Treffens war die Erarbeitung von gemein-
samen Positionen »für die Erneuerung des 
linken und sozialistischen Gedankenguts 
und für die Stärkung der antineoliberalen 
Organisationen und ihrer antiimperialisti-
schen, sozialistischen und sozialen Ziele«. 
Außerdem wurden bereits die Grundlagen 
für ein neues Konzept der Einheit und In-
tegration Lateinamerikas und der Karibik 
diskutiert.

Das »Forum von São Paulo« hat sich seit-
her zur wichtigsten gemeinsamen Plattform 

Eine Zeitenwende
Kuba und die USA 
normalisieren ihre 
Beziehungen. Ohne die 
Erfolge der  
lateinamerikanischen 
Integration wäre das 
nicht denkbar  gewesen

Von Volker Hermsdorf

An der ELAM in Havanna 
ausgebildete Mediziner 
2010 vor ihrer Abreise 
nach Haiti 
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der Linken Lateinamerikas entwickelt. Am 
20. Treffen nahmen im August 2014 im bo-
livianischen La Paz mehr als 650 Vertreter 
von 180 linken Parteien und sozialen Orga-
nisationen aus ganz Lateinamerika und der 
Karibik teil. Die Entwicklung hatte Boli-
viens Präsident Evo Morales ein Jahr zuvor 
mit dem Satz charakterisiert: »Im Jahr 1990 
war auf diesem Kontinent nur eine einzige 
linke Partei, nämlich die Kommunistische 
Partei Kubas, an der Macht, und es gab 
mit Fidel Castro nur einen einzigen revo-
lutionären Präsidenten. Heute haben wir in 
einer Reihe von Ländern Präsidenten, die 
Guerilleros waren und aus den Bewegungen 
der Gewerkschaften, der Bauern und der in-
digenen Bevölkerung kommen. Das nennen 
wir Fortschritt.«

In der Tat: Als die USA auf einem »Ame-
rika-Gipfel« in Miami 1994 die Schaffung 
einer Amerikanischen Freihandelszone 
(ALCA) beschließen ließen, war das nicht 
eingeladene Kuba noch allein. Das erklärte 
Ziel von ALCA bestand darin, 800 Mil-
lionen Menschen in 34 Ländern von Alaska 
bis Feuerland in eine einzige Handels- und 
Wirtschaftszone unter dem Einfluss der 
USA zu integrieren. Ab 2005 sollte der 
größte gemeinsame Markt der Welt – frei 
von allen Fesseln nationaler Bestimmungen 
wie Umwelt- und Sozialstandards – entste-
hen.

Doch zwischen dem Beschluss im Jahr 
1994 und dem geplanten Start im Jahr 2005 
veränderte sich Lateinamerika von Grund 
auf. Am 6. Dezember 1998 wurde Hugo 
Chávez mit 56,5 Prozent zum Präsidenten 
Venezuelas gewählt. Einen Monat später 
besuchte er erstmals als gewählter Staats-
chef Kuba. Fidel Castro und Hugo Chávez 
geißelten ALCA als Versuch, »die Macht 
der multinationalen Konzerne und der Eli-
ten, die unsere Länder lange Zeit beherrscht 
haben, zu konsolidieren«. Als Gegenpol da-
zu entwickelten sie in den folgenden Jahren 
das Konzept der »Bolivarischen Alternative 
für die Völker Unseres Amerikas« (ALBA), 
mit dem Ziel eines solidarischen Austau-
sches und der Zusammenarbeit. Am 14. De-
zember 2004 unterzeichneten Castro und 
Chávez in Havanna das erste Abkommen im 
Rahmen der ALBA, die damit als gegründet 
galt. Später schlossen sich weitere Länder 
dem Bündnis an, dessen Name 2006 um 
den Zusatz »Handelsvertrag der Völker« 
(TCP) ergänzt wurde. Auf Antrag von Chá-
vez benannte sich die »Alternative« im Jahr 
2009 in »Allianz« um, was die gefestigten 
Strukturen und neuen Aufgaben widerspie-
geln sollte. Der konkret gegen ALCA ge-
führte Kampf war seit 2005 gewonnen, als 
das Projekt im argentinischen Mar del Plata 
beerdigt worden war.

Im Jahr 2015 gehören der ALBA, die sich 
über eine Fläche von gut 2,5 Millionen Qua-
dratkilometern erstreckt und eine Gesamt-
bevölkerung von 69,5 Millionen Einwoh-

nern umfasst, elf Staaten Lateinamerikas 
und der Karibik als Mitglieder und mehrere 
weitere als Beobachter an. Doch der Ein-
fluss des Bündnisses reicht weit über den 
Kreis der direkten Mitglieder hinaus.

Ärzte in aller Welt
Zu diesem Erfolg hat Kuba maßgeblich 
beigetragen. Nicht erst seit der ALBA-
Gründung engagiert sich die sozialisti-
sche Karibikinsel in bislang 66 Ländern 
mit Gesundheitsmissionen. Rund 50.000 
kubanische Mediziner behandeln Men-
schen in den ärmsten Regionen der Welt. 
Die USA versuchen noch heute, deren 
Arbeit mit dem eigens dafür geschaffenen 
Programm »Cuban Medical Professional 
Parole« zu sabotieren. Mit dieser Kam-
pagne soll kubanisches medizinisches 
Personal bei Auslandseinsätzen »abge-
worben« und mit finanziellen Anreizen 
zur Emigration in die USA gelockt wer-
den. Doch nur eine verschwindend kleine 
Zahl kubanischer Ärzte ließ sich bislang 
auf solche Abenteuer ein. Dagegen sind 
in den vergangenen Jahren hauptsäch-
lich von Medizinern der Insel rund drei 
Millionen Menschen in zehn Ländern 
durch das ALBA-Hilfsprogramm »Misi-
ón Milagro« vor dem Erblinden bewahrt 
worden. Zigtausende Kranke werden 
nach Kuba geflogen und dort kostenlos 
behandelt. Zudem fördert Havanna trotz 
US-Blockade und eigener ökonomischer 
Probleme die Ausbildung von Ärzten und 
Spezialisten im Gesundheitswesen. Zehn-
tausende junge Menschen aus Ländern, in 

denen ein Medizinstudium vor allem den 
Angehörigen der Oberschicht vorbehal-
ten ist, erhalten in der am 15. November 
1999 auf Initiative Fidel Castros gegrün-
deten Lateinamerikanischen Hochschule 
für Medizin (ELAM) in der Nähe von 
Havanna Studienplätze und Stipendien. 
Ausbildung, Unterkunft, Verpflegung 
und Unterrichtsmaterialien zahlt der ku-
banische Staat. In seiner Eröffnungsrede 
zum 13. Gipfeltreffen der ALBA-TCP, das 
zum zehnten Jahrestag der Gründung am 
14. Dezember 2014 in Havanna stattfand, 
wies Kubas Präsident Raúl Castro darauf 
hin, dass bereits »mehr als 23.000 Ärz-
te als Ergebnis dieser Zusammenarbeit 
ihr Studium abgeschlossen« haben. Nach 
Ausbruch der Ebola-Epidemie in West-
afrika starrte die wohlhabende »westli-
che Staatengemeinschaft« im vergange-
nen Jahr noch wie das Kaninchen auf 
die Schlange, als Havanna im Rahmen 
eines ALBA-Programms schon Hunderte 
freiwillige Helfer in die Region in Marsch 
gesetzt hatte.

Auch die Geißel des Analphabetismus 
wurde mit Havannas Hilfe erfolgreich be-
kämpft. Mit dem Programm »Yo sí pue-
do« (Ja, ich kann es) lernten Millionen 
Menschen in aller Welt Lesen und Sch-
reiben. Dank dieses Konzeptes und des 
Einsatzes kubanischer Pädagogen sind 
die  ALBA-Länder die erste zusammen-
hängende Region Lateinamerikas, der die 
UNESCO bescheinigte, den Analphabetis-
mus überwunden zu haben. 2013 zeichnete 
die Welternährungsorganisation FAO die 
ALBA-Mitglieder Kuba, Venezuela, Nica-

ragua sowie St. Vincent und die Grenadinen 
aus, weil sie das von dieser Unterorganisa-
tion der Vereinten Nationen beschlossene 
Ziel, bis 2015 Hunger und Unterernährung 
zu halbieren, bereits zwei Jahre vorher er-
reicht hatten.

Ihren zehnten Geburtstag feierte gerade 
die ebenfalls auf eine Idee Fidel Castros 
zurückgehende Fernsehstation  TeleSur.  Als 
Gegengewicht zu den Monopolmedien des 
Kontinents, die in erster Linie Produktionen 
und Politik des Nordens verbreiten, nahm 
der nicht gewinnorientierte lateinamerika-
nische Nachrichtensender am 24. Juli 2005, 
dem 222. Geburtstag Simón Bolívars, den 
Sendebetrieb auf.

Kuba und andere ALBA-Länder profitie-
ren ökonomisch nicht zuletzt vom Petroca-
ribe-Abkommen, das 18 Staaten der Region 
die Lieferung von venezolanischem Erd-
öl mit einem Preisnachlass, langfristigen 
Zahlungszielen und der Möglichkeit zur 
Zahlung mit Gütern und Dienstleistungen 
garantiert.

Die Gründung der ALBA war nur der 
erste Schritt des Integrationsprozesses, 
dem im Februar 2010 als bisheriger Hö-
hepunkt die Konstituierung der »Latein-
amerikanischen und Karibischen Staaten-
gemeinschaft« (CELAC) folgte. Diese 
Organisation, die eine Gesamtbevölke-
rung von über 550 Millionen Menschen 
repräsentiert, besteht aus 33 Mitgliedslän-
dern – allen souveränen Staaten des Dop-
pelkontinents mit Ausnahme der USA und 
Kanadas. Die CELAC gilt als Alternative 
zur 1948 von den USA initiierten und do-
minierten OAS. 

Internacionalismo
latinoamericano
   Die Gründung des Staatenbundes 

ALBA im Jahre 2004 durch Cuba und Ve-

nezuela eröffnete neue Perspektiven der

Kooperation. Von Anfang an angelegt, die 

Lebensbedingungen der Unterprivilegier-

ten zu verbessern, folgten die Beseitigung 

des Analphabetismus, Gesundheitskam-

pagnen und der Aufbau von kostenloser 

Gesundheitsversorgung. Dabei waren die 

cubanischen Erfahrungen und der Einsatz

seiner Spezialisten maßgeblich. In allen

derzeit 11 beteiligten Ländern wurden, 

wobei den schwachen besondere Zuwen-

dung zuteil wird, große Schritte aus der

Armut gemacht. Welch ein Kontrast zur

EU, wo neoliberale Dogmatiker unter deut-

scher Dominanz an den einfachen Men-

schen in Griechenland ein Exempel statu-

 

ieren wollen und das Wort „Gemeinschaft“ 

zu einem schlechten Witz verkommt!       

   Ein neues Zusammengehörigkeitsge-

fühl und wachsendes Selbstbewusstsein 

greifen in Lateinamerika Raum. Gegen-

wärtig versuchen die USA, den cubani-

schen Sozialismus mit neuen, weicheren 

Strategien zu untergraben, während sie 

Venezuela scharf attackieren. Diese alte 

Methode „teilen und herrschen“ hat der

Präsident Cubas, Raúl Castro, eindeutig 

zurückgewiesen: „Die Vereinigten Staaten

müssen ein für allemal begreifen, dass 

es unmöglich ist, Cuba zu bestechen 

oder zu kaufen oder Venezuela einzu-

schüchtern. Unsere Einheit ist unzer-

störbar.“ Cubas Prinzipien und sein 

Sozialismus sind nicht verhandelbar.

 

   Die 43 deutschen Cuba-Soligruppen, 

die im Netzwerk Cuba zusammenarbeiten, 

werden durch das cubanische Beispiel 

inspiriert, dieses ganz besondere Land 

und die begonnene lateinamerikanische 

Integration zu unterstützen. Wir sammeln 

Informationen aus zuverlässigen und ernst-

haften Quellen und stellen sie im Internet 

zur Verfügung, um einseitiger oder falscher 

Berichterstattung in den hiesigen Medien

entgegenzutreten. Wir organisieren Vor-

tragsreisen und Kampagnen und sind

selbst wiederum Teil der internationalen 

Solidaritätsbewegung mit Cuba. 

Für Spenden (steuerlich absetzbar), die 

uns sehr dabei helfen, unsere Arbeit voran 

zu bringen, bedanken wir uns.

 
Netzwerk Cuba Informationsbüro e.V.
Weydingerstr. 14-16  ·  10178 Berlin
Info@netzwerk-cuba.de · Tel. 030-240 093 38 
Spenden: Postbank Berlin  ·  BIC: PBNKDEFF
IBAN: DE52 1001 0010 0032 3301 04
                Infos zu Cuba: netzwerk-cuba-nachrichten.de und netzwerk-cuba.de

Eine kubanische Ärztin 
untersucht 2011 in Vene-
zuela eine schwangere 
Frau 
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Es sind 30 Grad in der alten Ko-
lonialvilla in Havanna. Wir fä-
chern uns Luft zu, während sich 
der Raum, in dem wir in einem 

Stuhlkreis sitzen, weiter füllt. Wir sind ner-
vös, doch schließlich sind mehr als 30 Ju-
gendliche aus zwölf verschiedenen Län-
dern unserer Einladung gefolgt. Wir hatten 
sie vor einigen Wochen während unseres 
Studiums in der kubanischen Hauptstadt 
kennengelernt, und es entstand die Idee, 
sich Zeit für eine internationale Gesprächs-
runde zu nehmen. Uns beschäftigte die 
Frage, warum so viele junge Menschen aus 
allen Teilen der Welt auf Kuba studieren 
wollen, und wie die politische Lage in ih-
ren Ländern aussieht.

Es wird ruhig. Héctor aus Chile ergreift 
das Wort. Er begrüßt uns und erklärt, dass 
fast alle der Anwesenden an der Latein-
amerikanischen Hochschule für Medizin 
(ELAM) studieren. »Die Schule wurde 
1999 von Fidel Castro gegründet. Mittler-
weile haben mehr als 24.000 junge Men-
schen aus über 80 verschiedenen Ländern 
an dieser Schule ihr Medizinstudium ab-
solviert. Alle kommen aus einfachen so-
zialen Verhältnissen und müssen für das 
komplette Studium keinen Peso bezahlen«, 
erläutert Héctor auf Nachfrage. Dieses ku-
banische Bildungsmodell sucht weltweit 
seinesgleichen, doch einen Ableger gibt es 
bereits. 2006 weihte Hugo Chávez in Ve-
nezuela eine Schule mit gleichem Namen 
und gleichem Grundgedanken ein. Kuba 
unterstützte die Gründung sowie die ge-
samte Entwicklung des venezolanischen 
Bildungssystems und schickte zahlreiche 
Lehrer und Professoren in das befreundete 
Land. Selbst Anthony Lake, der aus den 
USA stammende Direktor der UNICEF, 
des Kinderhilfswerks der Vereinten Nati-
onen, sagte im vergangenen März bei ei-
nem Besuch der ELAM: »Ich würde mir 
wünschen, wieder jung zu sein, um dieser 
Schule beitreten zu können.« Er lobte die 
Qualität und Philosophie der Hochschule, 
da sie darauf abziele den »am Bedürftig-
sten in den abgelegensten Ecken der Welt 
zu helfen«.

Egal in welcher Krisenregion man sich 
befindet, fast überall trifft man auf Medizi-
ner, die an der ELAM ausgebildet wurden, 
bestätigt Héctor stolz. Nach dem schweren 
Erdbeben in Haiti 2010 haben die Mit-
gliedsstaaten der Bolivarischen Allianz 
ALBA die Nachwuchsmediziner auf die 
Nachbarinsel geschickt, während sie im 
vergangenen Jahr unter anderem in den von 
Ebola betroffenen Gebieten Afrikas Men-
schenleben retteten.

Von denen, die an diesem heißen Nach-
mittag in Havanna zusammensitzen, hätte 
sich niemand in seinem Heimatland ein 
Medizinstudium finanzieren können. Den-
noch freuen sich alle auf die ersten Einsätze 
in ihren Herkunftsorten, wohin die meisten 
nach dem Abschluss zurückgehen  – für 
einen Sozialdienst, wie ihn die kubanische 
Hochschule als Gegenleistung für die kos-
tenfreie Ausbildung vorschreibt.

»Wir sahen, wie US-amerikanische 
Großkonzerne unsere Lebensgrundlage 
zerstörten und ihre Politiker fortschrittliche 
Bewegungen in unseren Ländern bekämpf-
ten. Sie versuchten so, auch Kuba in La-
teinamerika zu isolieren«, erzählt Gabriel 
aus Honduras. »Wir wehrten uns dagegen, 
und in den letzten zwei Jahrzehnten ging 
ein Linksruck durch unser Amerika. Im-

mer mehr Bevölkerungen wählten linke 
Regierungen und sahen Kuba als ihr gro-
ßes Vorbild. 2004 wurde dann endlich die 
ALBA gegründet.« Die damals von Fidel 
Castro und Hugo Chávez als Alternative 
zu der von den USA betriebenen paname-
rikanischen Freihandelszone  ALCA initi-
ierte »Bolivarische Allianz für die Völker 
Unseres Amerikas« ist ein Bündnis, das 
aus mittlerweile elf lateinamerikanischen 
Staaten mit antiimperialistisch orientier-
ten Regierungen besteht, die für ein un-
abhängiges, souveränes und geeintes La-
teinamerika eintreten. Einige von ihnen 
haben ihre Bodenschätze und wichtige 
Unternehmen verstaatlicht und schränken 
den Handlungsspielraum der Großkonzer-
ne ein. Auch Honduras trat unter der Re-
gierung von Manuel Zelaya dem Bündnis 
bei, wodurch Gabriel die Möglichkeit zum 
Studium in Havanna bekam. Nach dem 
Staatsstreich 2009 beendeten die Putschi-
sten den kurzen Aufbruch des zentralame-
rikanischen Landes und kündigten auch die 
ALBA-Mitgliedschaft auf.

Honduras ist nicht das einzige Beispiel 
dafür, wie die fortschrittliche Politik der 
ALBA wütende Reaktionen der Rechten 
hervorruft. Ernesto ist aus Venezuela zum 
Studium nach Kuba gekommen. In seinem 
Heimatland gehören Putschversuche und 
Provokationen der reaktionären Opposition 
mittlerweile zum Alltag. »Die USA spielen 
dabei eine wesentliche Rolle, indem sie 
Venezuela immer wieder verbal, auf politi-
scher und ökonomischer Ebene angreifen.« 
Erst im März riefen die ALBA-Staaten bei 
einem außerordentlichen Gipfeltreffen in 
Caracas die USA auf, ihre Aggressionen 
gegen die Bolivarische Republik einzustel-
len. Vor allem müsse Washington das kurz 
zuvor erlassene Dekret aufheben, das Ve-

nezuela zu einer »Gefahr für die nationale 
Sicherheit« der Vereinigten Staaten erklärt. 
Wütend berichtet Ernesto von der künst-
lich herbeigeführten Lebensmittelknapp-
heit in seiner Heimat und von Angriffen 
auf Hilfsbrigaden aus Kuba: »Man trifft in 
Venezuela zahlreiche kubanische Medizi-
ner, Lehrer und Lehrerinnen. Sie sind aus 
unserem Bildungs- und Gesundheitssystem 
nicht mehr wegzudenken. Natürlich wissen 
auch Konterrevolutionäre, was sie für eine 
wichtige Rolle spielen, und dass das sozi-
alistische Kuba eine Vorbildfunktion für 
die Bevölkerung von ganz Lateinamerika 
hat. Deswegen wollen sie den Kubanern, 
die auf eine Auslandsmission gehen, Angst 
machen.«

Anschließend ergreift Alberto aus 
 Puerto Rico das Wort. Seine Heimat sei 
das, »was Kuba ohne die Revolution wäre: 
eine Neokolonie der USA«. Alle fortschritt-
lichen Bewegungen seien hier erfolgreich 
ideologisch, ökonomisch oder mit Waffen-
gewalt bekämpft worden. So habe die Be-
völkerung niemals eine eigene Kultur und 
Lebensweise entwickeln können. Doch das 

werde nicht so bleiben, ist sich Alberto si-
cher: »Kuba ist unsere Bruderinsel, und wir 
orientieren uns an ihr. Viele von meinen 
Freunden wollen Teil des ALBA-Bündnis-
ses werden, auch wenn die Herrschenden 
und allen voran die USA das mit allen 
Mitteln verhindern wollen. Trotzdem bin 
ich hier und werde all meine positiven Er-
fahrungen aus Kuba mit nach Puerto Rico 
nehmen, um die Stimmen für ein unabhän-
giges und freies Land noch lauter werden 
zu lassen.«

Plötzlich klingelt Ernestos Telefon. Am 
anderen Ende meldet sich René González, 
einer der fünf erst im vergangenen Dezem-
ber nach anderthalb Jahrzehnten US-ame-
rikanischer Haft freigelassenen Aufklärer, 
der »Cuban Five«. Jetzt könnte man eine 
Stecknadel auf dem alten, gefliesten Boden 
fallen hören. Ernesto stellt den Lautspre-
cher am Handy an, so dass alle die Stim-
me des in Kuba als Held verehrten René 
González hören können: »Ich freue mich, 
dass ihr alle zusammengekommen seid und 
über ein unabhängiges und souveränes La-
teinamerika diskutiert.« 

Solidarität ohne Grenzen
Kuba ermöglicht es Jugendlichen aus aller Welt, in Havanna kostenfrei 
Medizin zu studieren. Von Tobias Salin 

Studenten der ELAM in 
Havanna vor einem Bild 
des südamerikanischen 
Befreiers Simón Bolívar 
und des kubanischen 
Nationalhelden José 
Martí 

Q Hintergrund
2013 reisten 50 Jugendliche aus der Bundesrepublik zur Teilnahme an einem Solidaritätsprojekt der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend (SDAJ) nach Kuba. Weil dieser Aufenthalt auf deutscher wie auf kubanischer Seite po-
sitive Erinnerungen hinterließ, war es nur konsequent, einen intensiveren Austausch zu organisieren. Ein Jahr später 
nahm diese Idee konkrete Formen an. Zunächst konnten zwei Studentinnen für zwei Monate in Havanna studieren, 
dann waren es schon sechs für ein ganzes Semester. Diese Gruppe traf auch die Studenten der ELAM und fing an, 
regelmäßig über ihre Erlebnisse zu berichten. Der Blog »Berichte aus Havanna« war geboren. Nun soll der Aus-
tausch ausgeweitet werden. Die SDAJ und die Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba haben das »Proyecto Tamara 
Bunke« ins Leben gerufen, das Jugendlichen aus Deutschland ein Studium und die politische Arbeit in Havanna 
ermöglichen soll.
Q�berichteaushavanna.wordpress.com
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Ecuador gehört zu den vier 
Ländern mit dem größten 
Wirtschaftswachstum in 
Lateinamerika. Präsident 

Rafael Correa hat dazu gesagt, dass 
das nicht einfach reines Glück sei. Wie 
hat Ecuador das geschafft?

Es gibt kein riesiges Wachstum, aber Ecua-
dor unternimmt einen systematischen Ver-
such, seine eigene Wirtschaft zu stärken. 
Das Problem für die Drittweltstaaten ist, 
dass ihr Wohl wesentlich davon abhängt, 
was draußen passiert – von den Ölpreisen, 
der Nachfrageentwicklung, den Kapital-
strömen oder den internationalen Zinssät-
zen. 1980 hing die ecuadorianische Ökono-
mie zu 30 Prozent von Exporten, Importen 
und weiteren externen Faktoren ab. Jetzt 
sind es 80 bis 87  Prozent. Der Grad der 
Abhängigkeit ist also massiv gestiegen, in 
ganz Lateinamerika. Das nimmt absurde 
Formen an: Ein relevanter Teil des ecuado-
rianischen Zahlungsbilanzdefizits geht auf 
die Einfuhr von Süßigkeiten zurück. Um 
diese Abhängigkeit zu überwinden, wurde 
jetzt ein Prozess angestoßen, der sich nicht 
über Nacht vollzieht: die Veränderung der 
Produktionsweise.

Wo zeigen sich erste Ergebnisse dieser 
Neuorganisation der Wirtschaft?

Spürbar ist der Wandel in der Energiever-
sorgung. Ecuador als erdölproduzierendes 
Land hat Rohöl exportiert, aber Benzin 
und alle anderen Derivate importiert. Ein 
großer Anteil der Energieversorgung ba-
sierte außerdem auf Thermoelektrik, be-
trieben mit teurem importierten Diesel. 
Eigentlich haben wir ein großes hydro-
elektrisches Potential, aber der Interna-
tionale Währungsfonds und die Weltbank 
haben die Investition in ein Wasserkraft-
programm untersagt, um Staatsausgaben 
zu reduzieren. Als man mit dieser Politik 
gebrochen hat, wurden bereits geplante 
Projekte wieder aufgenommen. Ab die-
sem Jahr wird Ecuador sich vollständig 
selbst mit Energie versorgen können. In 
den vergangenen neoliberalen Jahrzehnten 
flossen nur drei oder vier Prozent des Brut-
toinlandsprodukts in öffentliche Investi-
tionen. 2007, im ersten Regierungsjahr 

von Correa, waren es bereits 14 Prozent. 
Erstmals in der Geschichte ist seitdem die 
Kaufkraft aller Bevölkerungsteile Jahr für 
Jahr gestiegen. Früher galt das immer nur 
für die reichsten zehn Prozent.

Was bedeutet das für die Bevölke-
rung?

Eine Verbesserung der Lebensbedingun-
gen, aber gleichzeitig Wachstum und Dy-
namik für den Binnenmarkt. Wenn man die 
höheren öffentlichen Investi tionen und die 
Einkommensumverteilung berücksichtigt, 
sieht man, dass es einen enormen Anstieg 
der Kaufkraft gibt  – eine Chance für die 
ecuadorianischen Produzenten, die diese 
bislang leider nicht genutzt haben. Die lo-
kale Produktion wurde nicht wie erhofft 
ausgebaut. Dahinter steht ein strukturelles 
Problem. Zu den grundlegenden Schwierig-
keiten für eine kleine, offene und abhängige 
Ökonomie kommt für uns hinzu, dass wir 
den US-Dollar als Zahlungsmittel verwen-
den, seit vor über 15 Jahren die Landes-
währung  Sucre abgeschafft worden ist. Das 

bedeutet, dass jeder Dollar, der für Importe 
gezahlt wird, physisch aus der internen Zir-
kulation verschwindet. Letztlich folgen da-
raus Liquiditätsprobleme. Dazu kommt das 
Problem der Vertriebskanäle. Diese sind 
in Ecuador auf die transna tionalen Kon-
zerne und die großen lokalen Monopole 
ausgerichtet, in deren Händen die Produk-
tionsanlagen konzentriert sind. Immer noch 
kontrollieren große Oligopole die ecuado-
rianische Ökonomie.

Was wird dagegen unternommen?
Die Politik, die in den vergangenen Jah-
ren durch diese neue Regierung praktiziert 
worden ist, versucht, diese Bedingungen 
zu verändern. Das Gesetz zur Regulie-
rung und Kontrolle der Marktmacht soll 
durch die Bevölkerung umgesetzt werden, 
die Organisation der Zivilgesellschaft. 
Wir wollen eine Kultur des Konsumenten-
schutzes schaffen und Rechte stärker mit 
Pflichten verknüpfen – ohne Paternalismus 
oder staatszentralistische Visionen. Nicht 
der Staat soll die Probleme lösen, sondern 
Konsumentenvereinigungen und Verbrau-
cherkomitees, zu denen sich die Menschen 
spontan zusammenschließen. In Europa 
sind das bekannte Vorschläge der Christ- 
oder der Sozialdemokratie, bei uns nennen 
das die Unternehmer Kommunismus. Wir 
wollen die Anreizstruktur auf den Märkten 
verändern und die Familien- und Kommu-
nalwirtschaft stärken.

Auf internationaler Ebene ent wickeln 
sich die Dinge mit Wirtschaftsabkom-
men wie TTIP zwischen den USA und 
der EU oder TTP in der Pazifikregion 
aber eher in eine entgegengesetzte 
Richtung.

Das ist leider Teil einer absolut nicht nach-
haltigen Agenda der gleichen Olig archie, 
die mit ihrer Spekulation die Welt in die 
Finanzkrise geführt hat. Das strukturelle 
Chaos auf dem Weltmarkt führt dazu, dass 
Alternativen entstehen wie die Bank des 
Südens oder die Bank der BRICS-Staaten 
Brasilien, Russland, In dien, China und Süd-
afrika.

Die Bank des Südens oder die latein-
amerikanische Buchwährung SUCRE 
sind Projekte, die bereits vor einigen 

Jahren gestartet worden sind. Was 
sind aktuelle Schritte, um diese Ent-
wicklung voranzutreiben?

Man muss das anders sehen: Die Erfol-
ge dieser Einrichtungen zeigen sich erst 
jetzt. Die Bank des Südens arbeitet bei-
spielsweise noch gar nicht. Aber ihre Prin-
zipien, die 2007 vereinbart worden sind, 
spiegeln sich heute in der Verfassung der 
Bank der BRICS oder der Asiatischen Inf-
rastrukturinvestmentbank wider. Die Idee 
des  SUCRE wird gerade von den BRICS 
aufgenommen, aber auch in einem Abkom-
men zwischen Deutschland und China. Die-
se beiden Länder wollen eine Technik für 
den Zahlungsausgleich nutzen, die für den 
SUCRE verwendet wird und bisher allein in 
Lateinamerika diskutiert worden ist. Diese 
Projekte zeigen die gemeinsame Ausrich-
tung verschiedener Kräfte in Richtung einer 
vernünftigen Krisenbewältigungspolitik.

Wichtige Anregungen für den  SUCRE 
sind aus Ecuador gekommen. Was ist 
seine zentrale Bedeutung?

Diese Rechnungswährung wird von den 
Mitgliedsländern des lateinamerikani-
schen Staatenbündnisses ALBA genutzt. 
Sie stellt eine sehr wichtige Perspektive 
dar, die mit dem Monopol des US-Dollars 
Schluss macht. Die Bemühungen um eine 
neue regionale Finanzarchitektur werden 
etwa durch die BRICS-Staaten unterstützt. 
Jetzt wird sogar die geographische Block-
bildung aufgebrochen, beispielsweise mit 
Übereinkünften zwischen Deutschland und 
China oder der Zusammenarbeit zwischen 

der Türkei und Russland. Wir können bald 
über einen SUCRE unter Einbeziehung der 
EU, der Union Südamerikanischer Nati-
onen ( UNASUR) oder der CELAC spre-
chen, über einen  SUCRE, der gegen die 
Umweltkrise oder den Welthunger genutzt 
werden kann. Das sind Mechanismen, die 
es ermöglichen, scheinbar unmögliche Pro-
jekte zu finanzieren. In der Vorstellungs-
welt der Spekulanten kommen Arbeit, 
Entwicklung, Menschlichkeit, die Über-
windung von Hunger, Armut und Umwelt-
problemen gar nicht vor. Der SUCRE oder 
die Bank des Südens zeigen, wie furchtbar 
einfach die Menschheitsprobleme gelöst 
werden können.

Diese Mittel sind allesamt Finanzme-
chanismen. Braucht es darüber hin-
aus nicht ein politisches Programm, 
um diese Probleme wirklich zu lösen?

Im Spanischen gibt es ein Sprichwort: Die 
Hölle ist mit guten Absichten gepflastert. 
Damit es also nicht nur gute Absichten, son-
dern echte Möglichkeiten sind, brauchen 

wir die Instrumente dafür, also die Finan-
zierungsmittel. Wir müssen also die Bedin-
gungen schaffen, die diese Politik ermög-
lichen. Ein Projekt wie der SUCRE muss 
nicht erst durch politische Instanzen gehen 
oder gar als »links« deklariert werden. Es 
geht nicht darum, dass eine Meinung – die 
vermeintlich wahrhaft fortschrittliche und 
revolutionäre – den Ausschlag darüber gibt, 
wer mitmachen darf. Im Gegenteil: Wir 
öffnen erst die Projekte für alle, damit die 
Menschen dann in der Diskussion unvorein-
genommen und ohne künstliche Einschrän-
kungen entscheiden können. 
 Interview: Lena Kreymann

»Auf dem Weltmarkt herrscht Chaos«
Ecuador versucht, seine Binnenwirtschaft zu stärken und unterstützt Alternativen zur 
 traditionellen Finanzarchitektur. Ein Gespräch mit Pedro Páez Pérez

Pedro Páez Pérez ist Wirt-
schaftswissenschaftler 
und steht der ecuadoria-
nischen Marktkontroll-
behörde vor. 2008 bis 
2009 war er Mitglied der 
UN-Expertenkommission 
zur Reform des Interna-
tionalen Währungs- und 
Finanzsystems
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EcoMujer e.V.

Rochusstrasse 43

40479 Düsseldorf

Fon 0211/4957999

Info@ecomujer.org

www.ecomujer.org

EcoMujer e.V. unterstützt seit einem Jahr ein erfolgrei-

ches Schulprojekt bei Pinar del Rio, Cuba, das eine 

reichhaltige und gesunde Ernährung zum Ziel hat. 

Wir möchten die Projektverantwortliche und Hochschuldo-

zentin Reina M. Rodriguez Garcia zu einer Begegnungsreise 

im September 2015 nach Deutschland einladen,um Erfahrun-

gen in der urbanen Agrikultur in Veranstaltungen auszu-

tauschen. Vom Süden lernen! Spenden sind erwünscht...

EcoMujer/ Stichwort Schulgarten

Stadtsparkasse Düsseldorf

IBAN:DE51300501100085220101

BIC: DUSSDEDDXXX

Gemeinnützigkeit ist anerkannt

Ecuadorianische Indíge-
nas 2014 beim Bau eines 
Hauses
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In den vergangenen neoliberalen Jahrzehnten flossen 
nur drei oder vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts in 
öffentliche Investitionen. 2007, im ersten Regierungsjahr 
von Rafael Correa, waren es bereits 14 Prozent.
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Vielen gilt sie als eine beson-
ders typische Kubanerin. Sie 
bildet einen Schmelztiegel 
der Traditionen aus Kunst, 

Reli gion und Kultur des Landes, in dem 
europäi sche, indigene und afrikanische 
Einflüsse zusammenkommen. Zu ihrem 
runden Geburtstag hatte man sie tüchtig 
herausgeputzt. Und sie wird von Tag zu 
Tag weiter aufgehübscht. Davon zeugen 
Baugerüste an heruntergekommenen Ko-
lonialbauten ebenso wie die bereits restau-
rierte Kirche Iglesia de la Soledad in der 
Calle República, eines von vielen christ-
lichen Kirchenhäusern hier, oder die neu-
gestaltete Fußgängerzone Callejón de los 
Milagros mit ihrem Kunstgewerbemarkt 
und der schicken Bar Casablanca. Im ver-
gangenen Jahr feierte Kubas viertgrößte 
Stadt Camagüey ihren Fünfhundertsten.

Geboren wurde sie 1514 an der nörd-
lichen Küste, noch als Santa María del 
Puerto del Príncipe. Doch wegen häufiger 
Überfälle von Piraten und Korsaren zog 
sie sich bald vom Wasser ins Landesin-
nere Zentralkubas zurück. Zwischen Zu-
ckerrohrplantagen und Weideflächen für 
Rinder fand sie einen sicheren, ruhigen 
Hafen. Stadt durfte sie sich seit 1817 nen-
nen und den aktuellen, für Deutsche nahe-
zu unaussprechlichen Namen erhielt Pu-
erto Príncipe erst 1903. Heute besitzt die 
Kommune mit ihren mehr als 300.000 
Einwohnern sogar einen Flughafen, doch 
die meisten Besucher finden über die ge-
rade mal zweispurige Carretera Central, 
die von 1927 bis 1931 errichtete größ-
te Landstraße, welche Kuba von Westen 
nach Osten durchquert, hierher.

Hunderte Schätze
Auf den ersten Blick wirkt die Stadt noch 
geduckt und unscheinbar. An den Straßen 
reihen sich schlichte, einstöckige Häuser 
mit abgerissener Fassade, vergitterten 
Fenstern und ziegelgedeckten Dächern. In 
Kuba ist sie berühmt als Stadt der Kirchen, 
des Balletts und der bauchigen Tonkrüge 
(tinajones), die überall zu sehen sind und 
in denen die Bewohner früher das rare Re-
genwasser auffingen. Mit dem Labyrinth 
enger Gassen ihres historischen Zentrums 
mit seinen zahlreichen Jugendstilgebäuden 
und anderer Stätten von historischem Wert 
besitzt die Hauptstadt der größten Provinz 
Kubas zudem ein Stück UNESCO-Welt-
kulturerbe. Einer der Gründe dafür, sie 
aus dem Dornröschenschlaf zu erwecken 
und zu einem der vorrangigen Entwick-
lungsprojekte der hiesigen Tourismusin-
dustrie zu machen. Diese zielt vor allem 
auf devisenbringende Besucher aus dem 
Ausland. Von Camagüey aus finden sie 
auch an die Nordküste und die etwa 21 Ki-
lometer langen schneeweißen Traumsträn-
de von Santa Lucia, wo im smaragdgrünen 
Wasser eines der größten Korallenriffe der 
Welt liegt. Hier kreuzte schon Hemingway 

auf seiner Yacht Pilar und ließ sich beim 
Fischen und Saufen zu seinem berühm-
ten Roman »Inseln im Strom« inspirieren. 
Wahre Naturfreunde können bei den Inseln 
des Sabana-Camagüey-Archipels wilde 
Delphine und große Kolonien von rosa 
Flamingos bestaunen.

Zu seinem Glück ist Kuba ein so schö-
nes, von der Natur und mit Sonne geseg-
netes Land. Der massive Ausbau des Tou-
rismus war einer der Rettungsanker, der 
es nach dem Kollaps der Sowjetunion und 
der Freundesländer in Osteuropa davor 
bewahrte, nach 1991 im Strudel der Krise 
unterzugehen. Die Einnahmen aus diesem 
Sektor sind auch für Camagüey unverzicht-
bar. Sie sichern einerseits den Erhalt der 
Altstadt selbst und dienen andererseits da-
zu, Programme zur sozialen, kulturellen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Ent-
wicklung voranzutreiben. Zweischneidig 
bleibt es dennoch: Die Devisenläden mit 
ihrem so bescheidenen wie überteuerten 
Sortiment sind den altertümlichen Bodegas 
für subventionierte Lebensmittel und einfa-

che einheimische Produkte weit überlegen. 
Die neuen Geschäfte, Bars und Restaurants, 
deren Qualität seit der 2008 als »Aktuali-
sierung des sozialistischen Modells« be-
gonnenen Reformen und mit der Zulassung 
vieler freier Berufe deutlich gestiegen ist, 
machen die Diskrepanz zwischen Mangel 
und Wohlstand für viele noch spürbarer. 
Für wohlhabendere Touristen entstehen aus 
früheren Palästen im Herzen der Stadt inti-
me Oasen des Luxus. So das neuerstandene 
Hotel La Sevillana mit nur einer Handvoll 
exklusiver Gä stezimmer in der Calle Cisne-
ros, das mit seiner Architektur und wunder-
schönen Glasmalereien Zeugnis vom spa-
nischen Einfluss in der Kolonialära ablegt.

Private Triebkräfte
Besser leben wollen auch die Kubaner 
selbst. Sie sehen sich nicht als Statisten 
im Museum einer in die Jahre gekomme-
nen Revolution, das westlichen Besuchern 
so reizvoll erscheint. Die neben dem US-
Embargo hier oft beklagte Selbstblockade 

löst sich, die Zeitkapsel bricht auf. Die 
jüngsten Schritte zur Normalisierung der 
Beziehungen zum großen, feindlichen 
Nachbarn sind dabei nur ein Faktor. Ne-
ben staatlichen Impulsen spielt auch die 
private Initiative eine wachsende Rolle. 
Statt Rum schlucken und abwarten heißt 
es nun anpacken. Ob Havanna, Cama-
güey oder Santiago de Cuba: Überall ist 
zu beobachten, wie kleine Existenzgrün-
der Fassaden verschönern, ja, sogar den 
Müll von der Straße räumen oder Stol-
perfallen auf den Gehwegen vor ihren 
Geschäften beseitigen. Über diesen Punkt 
bereits hinaus ist Edel Izquierdo Fernán-
dez, der an der Plaza de San Juan de Di-
os, einem gepflasterten Platz mit bunten 
Häusern, der vollständig aus der Kolo-
nialzeit stammt, das Restaurant »1800« 
betreibt. Der Name des Lokals geht auf 
das Baujahr des Gebäudes zurück, das 
es beherbergt. Gegenüber befindet sich 
das ehemalige Hospital. Es wurde bereits 
1728 errichtet, diente während der Unab-
hängigkeitskriege als Militärkrankenhaus 
und ist heute ein Nationaldenkmal und 
Museum. Das Restaurant mit seiner Top-
lage, einem tipptoppen, dabei antik wir-
kenden Interieur, einer vielfältigen Karte 
und moderaten Preisen zieht ausreichend 
Gäste für seine 130 Plätze an. Bereits seit 
drei Jahren ist sein Geschäft nun vollstän-
dig privat, berichtet der stolze Inhaber. 
Früher befand sich in seinen Räumen die 
Wohnung der Familie. Der Umbau erfolg-
te mit viel Eigenleistung und erforderte 
großes Organisationstalent. Izquierdos 
Angehörige arbeiten in der Küche, beim 
Bedienen der Gäste und hinter dem schö-
nen Holztresen weiterhin mit.

Auch wenn längst nicht alle neuen Selb-
ständigen – Vater Staat hat seit 2011 Hun-
derttausende ineffiziente Stellen gestrichen 
und fordert die Landeskinder auf, als Cuen-
tapropistas, als »auf eigene Rechnung« Ar-
beitende, ihr Glück zu suchen oder Land-
wirtschaft zu betreiben – eine vergleichbare 
Erfolgsgeschichte erzählen können, kommt 
die wirtschaftliche Belebung bereits im All-
tag der Kubaner an. Das Angebot an Waren 
und Dienstleistungen nimmt sichtlich zu, 
die Bauernmärkte sind gut bestückt. Mit 
besonderer Spannung erwartet wird   eine 
»Aktualisierung« in den Portemonnaies al-
ler Kubaner. Neue Scheine zu 200, 500 
und 1000 Peso Cubano sind im Umlauf. In 
immer mehr CUC-Läden wird nun auch die 
eigentliche nationale Währung, die Mone-
da Nacional, akzeptiert. Bereits 2013 hatte 
Präsident Raúl Castro angekündigt, dass 
die vor 15 Jahren eingeführte konvertible 
Zweitwährung CUC wieder abgeschafft 
werden soll. Wieder einmal steht Kuba vor 
einem schwierigen, großen und notwendi-
gen Schritt.

Besuch bei der 
alten Dame
In Camagüey ist Kuba ganz bei sich – und 
auch im Wandel wie das Land. Von Peter Steiniger
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AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
berlin@cuba-si.org, www.cuba-si.org

Mähmaschine 
und Häcksler

Sonderspen denkonto beim PV
DIE LINKE/Cuba Sí: Berliner Sparkasse, 
IBAN: DE061005 0000 0013 222210, 
BIC: BELADEBEXXX. Stichwort:
Milch für Kubas Kinder/Häcksler 

Nun beginnt der Endspurt für unsere Sonderspenden-
aktion! Bis Ende Juli wollen wir die für den Kauf 
einer Mähmaschine und eines Häckslers notwen digen
30000 Euro erreichen. Dann werden wir diese beiden
landwirtschaft lichen Geräte kaufen und nach Kuba
schicken. Sie werden in unserem Projekt in Mayabeque
eingesetzt, um die dort angebauten Futterpflanzen 
zu ernten und für unsere nachhaltige Milch produktion
zu verarbeiten. Bitte unterstützen Sie unsere 
Sonderspendenaktion!

AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
berlin@cuba-si.org, www.cuba-si.org

Mähmaschine 
und Häcksler

Sonderspen denkonto beim PV
DIE LINKE/Cuba Sí: Berliner Sparkasse, 
IBAN: DE061005 0000 0013 222210, 
BIC: BELADEBEXXX. Stichwort:
Milch für Kubas Kinder/Häcksler 

Rund 24000 Euro Spenden 

sind bereits eingegangen!

Rund 24000 Euro Spenden 

sind bereits eingegangen!

Nun beginnt der Endspurt für unsere Sonder-
spendenaktion! Bis Ende Juli wollen wir die für
den Kauf einer Mähmaschine und eines Häcks-
lers notwen digen 30000 Euro erreichen. Dann
werden wir diese beiden landwirtschaft lichen
 Geräte kaufen und nach Kuba schicken. Sie wer-
den in unserem Projekt in Mayabeque eingesetzt,
um die dort angebauten Futterpflanzen zu ernten
und für unsere nachhaltige Milch produktion zu
verarbeiten. Bitte unterstützen Sie unsere
Sonderspendenaktion!

Solidarität mit dem sozialistischen
Kuba!

Kämpfen lohnt sich weiter:
Für die Aufhebung der US-Blockade und des
„Gemeinsamen Standpunktes“ der EU gegen Kuba, für
die Rückgabe des US-Militärstützpunktes Guantánamo
an Kuba.
Kuba hält an seinem Weg zum Sozialismus fest und es
leistet z. B. solidarische medizinische Hilfe in vielen Ländern
der Welt.
Kuba braucht unsere Solidarität – wir brauchen Kuba als

Hoffnungsträger der fortschrittlichen Welt.
Die Freundschaftsgesellschaft unterstützt Kuba mit konkreten
Projekten und Gegenöffentlichkeitsarbeit  – helfen Sie uns
dabei mit einer Spende für unsere Öffentlichkeitsarbeit.
Werden Sie Mitglied!
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba - Maybachstr. 159 - 50670 Köln
mehr Infos: www.fgbrdkuba.de

FG BRD-Kuba; Bank für Sozialwirtschaft, Köln:IBAN: DE96 3702 0500 0001 2369 00;
BIC: BFSWDE33XXX - Spenden an die FG sind steuerlich absetzbar.

ANZEIGEN

Statuen der Künstlerin 
Martha Jiménez auf der 
Plaza del Carmen in  
Camagüey 
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cubainfo.de



Mittwoch, 22. Juli 2015, Nr. 167 ALBA 7

Wie lernten Sie Che Gue-
vara kennen?
Ich lebte 1956, 1957 
schon fünf Jahre im Un-

tergrund und arbeitete für die Partei. Da-
mals kümmerte ich mich darum, einen il-
legalen Sender in Havanna zu bauen, damit 
wir auf Probleme oder auf eine revolutio-
näre Situation reagieren könnten. Wir ha-
ben diesen Sender in der tiefsten Illegalität 
gebaut. Die Einzelteile haben wir in ver-
schiedenen Geschäften zusammengekauft, 
in Santa Clara und Camagüey, und das Ge-
rät Stück für Stück zusammengeschraubt.

Che Guevara hatte während der Offen-
sive im Westen Kubas Kontakt zur Partei 
und nannte den Genossen einige zu lösen-
de Probleme. Das waren die Beschaffung 
von Nahrung und Bekleidung sowie die ei-
nes Radiosenders. Daraufhin beauftragte 
mich die Partei, dass ich mich mit dem von 
uns gebauten Sender der Guerilla anschlie-
ßen sollte, um für Che zu arbeiten. Ich bin 
also auf geheimen Wegen von Havanna 
ins Escambray-Gebirge gegangen und ha-
be die Sendeanlage mitgenommen. Dort 
angekommen, stellte ich mich dem Chef 
der Guerilla vor. Ich erkannte Che sofort, 
denn er war damals schon als Linker sehr 
bekannt. Er sagte mir, wozu er die Radio-
anlage brauchte. Das war mein erstes Tref-
fen mit ihm, so lernte ich ihn kennen, und 
er teilte mir die Aufgaben zu, die ich für die 
Kolonne erfüllen sollte.

Meine Mission bestand darin, Kontakt 
zu anderen Guerillagruppen herzustellen. 
Und außerdem, was ich noch viel interes-
santer fand, wollte er er einen Rundfunk-
sender eröffnen, um die Bevölkerung zu 
erreichen. Ich sah mich dazu nicht in der 
Lage, denn mein Gerät war etwas für Funk-
amateure, aber er wollte einen stärkeren 
Sender, um die Massen zu erreichen. Ich 
habe dann meinen Einwand vorgebracht, 
aber er sagte nur: Kümmere dich darum!

Ich stellte über mein Funkgerät erst mal 
eine Verbindung mit Fidel und den anderen 
Guerilleros her, auch mit Camilo Cienfue-
gos und mit Kontaktpersonen im Ausland. 
Wir hatten also ein Kommunikationszen-
trum sowohl für militärische  Zwecke als 
auch zur Verbreitung von Propaganda für 
die Bevölkerung auf Kurzwelle.

Auf welchen Frequenzen sendete die 
Station?

In dem für Funkamateure vorbehaltenen 
Bereich, dem 40- und dem 20-Meter-Band. 
Dabei hatte ich engen Kontakt mit Che, 
denn er kam zum Sender, um mit Fidel 
und den anderen Kolonnen zu sprechen. 
Auch zur Bevölkerung hat er über den Sen-
der gesprochen. So entstand neben meinen 
militärischen Pflichten eine Freundschaft 
zwischen uns.

Was für ein Mensch war Che?
Es stand für ihn fest, dasselbe Leben zu 
führen wie seine Leute. Ein Beispiel: Es 
wurde für alle Leute, die an einem Ort 

zusammen waren, recht rustikal gekocht. 
Che weigerte sich zu essen, solange nicht 
der letzte aus der Truppe auch sein Essen 
bekommen hatte. Und er ließ auch nicht 
zu, dass ihm Privilegien gewährt wurden. 
Dazu möchte ich zwei Beispiele erzählen.

Einmal kam ein Mann, ein Bauer, mit 
einem Sack voll Orangen, um sie Che als 
Geschenk zu überreichen. Er sagte diesem 
Bauern: Nimm die Apfelsinen und gib je-

dem Mann aus der Truppe eine, und wenn 
dann noch eine übrig ist, gib sie mir!

Ein anderes Beispiel: Nach dem Sieg 
der Revolution kam ein Mann zu Ches 
Kommandantur, als ich dort gerade mit 
dem Comandante Dienst hatte, und über-
brachte eine Kiste mit Zigarren. Wieder 
sagte Che, er solle jedem der Anwesenden 
eine davon geben und ihm die letzte, wenn 
dann noch eine übrig sei.

Später, als sein Haus schon fertig war, 
sprach er einen Koch an, der in dem Haus 
beschäftigt war, weil es einfach zuviel zu 
essen gab. Der sagte ihm, dass Che eine be-
sondere Ration zugeteilt worden sei. Das 
verbot er sofort. Er wolle dasselbe essen, 
mit dem auch die Bevölkerung auskom-
men musste.

Noch ein Beispiel, das ich erzählen 
möchte: Nach einem kleinen Gefecht, bei 
dem mehrere Soldaten von Batista ver-
wundet worden waren, wurden diese in 
die Arztstation gebracht. Es waren nicht 
genügend Ärzte da, deshalb operierte Che 
selbst einen der Verwundeten. Der feind-
liche Soldat war bei Bewusstsein und sah 
diesen Mann die Operation durchführen. 
Er fragte daraufhin einen anderen, wer ihn 
denn da operiere, und als er die Antwort 
erhielt, dass es Che sei, war das für ihn ein 
Schock. Über Che wurde verbreitet, dass er 
ein Mörder, ein Bandit sei.

Als Militär möchte ich dazu sagen: 
Wenn ein Soldat seinen Chef bewundert 
und ihm gehorcht, zeigt das, dass es sich 
um einen guten Chef handelt. Wenn aber 
ein feindlicher Soldat den Gegner und 

dessen Chef bewundert, dann wächst die 
Bewunderung für diesen Chef noch weiter. 
Das passierte in der Armee häufig, wenn 
es Verletzte gab und Che sie besuchte. Er 
interessierte sich für ihren Gesundheitszu-
stand – und das sprach sich in der feindli-
chen Armee herum.

Ich hatte bis 1960 oder 1961 Kontakt 
zu Che, dann wurde er unterbrochen, weil 
ich ins Ausland geschickt wurde und ein 
Jahr in Belgien verbrachte. Anschließend 
stand ich wieder bis 1964 als Freund und 
als Militär mit ihm in Verbindung. Ich war 
auch mehrfach in Deutschland: in Köln, 
Berlin, Karl-Marx-Stadt, Schwerin. Immer 
auf Arbeit, fast nie als Tourist.

Einmal war ich in Belgien und nahm 
einen Zug nach Köln. Dort stieg ich an 
Bord eines der Schiffe der Weißen Flotte 
und fuhr bis Koblenz. Eine sehr schöne 
Landschaft, ich habe die Loreley gesehen.

Woher stammte Ihre Überzeugung, 
dass es richtig war, Che Guevara mit 
Ihrer Technik zu helfen?

Ich habe ganz einfach meine Pflicht als 
Kommunist erfüllt. Ich habe gegen die in 
Kuba herrschende Diktatur gearbeitet, und 
ich konnte eine Rolle erfüllen, die meinem 
Beruf entsprach. Ich habe Elektroinge-
nieur studiert und dann im Rahmen meiner 
Möglichkeit eine wichtige Aufgabe im In-
teresse der Guerilla erfüllt.

Und diese kommunistische Überzeu-
gung …

… habe ich von meiner Familie. In meiner 
Familie gab es immer Aufgeschlossenheit 
für fortschrittliche Ideen. Durch dieses 
Umfeld in meiner Familie und durch mei-
ne Ausbildung als Student habe ich mich 
immer der Linken angeschlossen. Schon 
meine Großeltern und deren Geschwister 
waren »Mambises« in Kubas Unabhängig-
keitskriegen. Diese revolutionäre Tradition 
wurde in der Familie bewahrt. Ich war seit 
1953 aktiv in der Sozialistischen Jugend, 
wobei ich schon vorher Kontakt zu den 
Mitgliedern dieser Organisation hatte.

Wenn Sie heute mit Jugendlichen 
sprechen – was wünschen Sie sich von 
den jungen Generationen?

Die Jugendlichen von heute haben vor al-
lem nicht das erlebt, was ich erlebt habe: 
den Kampf, das Elend, die Morde, die 
Verbrechen. Sie haben nicht gesehen, was 
eine Tyrannei ist. Sie mussten nicht um 
ermordete oder von der Polizei misshan-
delte Kollegen oder Freunde weinen. Die-
se Jugendlichen haben andere Ideen, sie 
denken anders, sind unabhängiger von der 
politischen Frage. Sie stehen nicht so unter 
Druck, sie haben nicht die Bedürfnisse, die 
wir als junge Leute hatten. Hinzu kommt 
die sehr starke kapitalistische Propaganda 
aus dem Ausland, und diese zieht einige an 
oder verwirrt das Denken mancher Leute.

Ich denke, dass es logisch ist, dass sich 
einige nicht für das interessieren, was wir 
erlebt haben. Als ich jung war, erzählte 
mir mein Großvater Ereignisse aus dem 
Krieg um die Unabhängigkeit, und mir 
kam das wie Sagen aus der Märchenwelt 
vor. Heute passiert dasselbe, die jungen 
Menschen von heute leben weit entfernt 
von unserer damaligen Lebenswelt, oh-
ne solches Elend, solche Not und solche 
Schwierigkeiten.

 Interview: Gudrun Schmidt

»Meine Pflicht als 
Kommunist erfüllt«
Che Guevara wandte sich während der Revolution über Radio aus dem 
Escambray-Gebirge an die Bevölkerung. Den Sender hatten Aktivisten 
der Sozialistischen Jugend gebaut. Ein Gespräch mit Hiram Prats Labrada

Hiram Prats Labrada 
kämpfte in der Jugend 
der Sozialistischen 
Volkspartei (PSP), der 
damaligen kubanischen 
kommunistischen Partei, 
im Untergrund gegen 
die Batista-Diktatur und 
wurde ein enger Mitstrei-
ter des legendären Co-
mandante Ernesto Che 
Guevara.
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Fidel Castro: »Ich glaube weiter-
hin fest daran,
dass eine bessere
Welt möglich ist.«

Und wir tun es mit ihm !
Globalisieren wir
unsere Solidarität
für die gerechte Sache!

Vereinigung
Schweiz-Cuba
www.cuba-si.ch
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Hiram Prats Labrada 
(hinten) mit Che Gue-
vara Ende 1958 an ihrer 
Funkstation im Escam-
bray-Gebirge T
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Mitte Juli fand in Havanna der 
zehnte Kongress des kubani-
schen Kommunistischen Ju-
gendverbandes (UJC) statt. 

Zu den Delegierten der Provinz Matanzas 
gehörte Elián González, der als Kadett der 
kubanischen Streitkräfte an der Camilo-
Cienfuegos-Universität von Matanzas 
studiert, um anschließend als Industrie-
ingenieur eine Laufbahn in der Armee ein-
zuschlagen. International bekannt wurde 
der junge Mann vor anderthalb Jahrzehn-
ten, als der damals Fünfjährige in das Zen-
trum monatelanger Auseinandersetzungen 
zwischen den USA und Kuba geriet.

Das Drama, dessen Zeuge die Welt da-
mals wurde, ist ohne die Migrationspolitik 
der USA in den 90er Jahren nicht zu verste-
hen. Wegen der durch den Zusammenbruch 
der sozialistischen Staaten ausgelösten 
und durch die Blockade der Insel durch 
Washington verschärften Wirtschaftskrise 
wollten nicht wenige Menschen ihr Glück 
in den USA versuchen. Doch die Interes-
senvertretung Washingtons in Havanna ge-
währte nur wenigen Antragstellern Visa für 
die legale Einreise. Zugleich aber garan-
tierte das US-Gesetz »Cuban Adjustment 
Act« jedem Kubaner ein Aufenthaltsrecht 
in den Vereinigten Staaten, wenn er das 
Territorium des Landes erreichte. Konkret 
zwangen die US-Behörden damit die Men-
schen zu einer gefährlichen Reise über das 
Meer. US-Propagandasender heizten die 
Lage weiter an, indem sie die Gefahren 
der Überfahrt kleinredeten. So aufgehetzt, 
überfielen Kriminelle mehrere Fähren, um 
sie in die USA zu entführen. Andere wag-
ten die Überfahrt in alten Booten oder gar 

an Autoreifen geklammert. Wie viele von 
ihnen diesen Versuch mit ihrem Leben be-
zahlten, ist unbekannt.

Eines dieser Opfer war die Mutter von 
Elián González, Elizabeth Brotons. Ende 
1999 lebte sie getrennt vom Vater des klei-
nen Jungen, Juan Miguel González, bei 
dem Elián die meiste Zeit lebte. Am 21. No-
vember des Jahres holte Brotons ihren Sohn 
bei seinem Vater ab – angeblich zu einem 
Picknick. Tatsächlich jedoch ging sie mit 
dem Kind und ihrem neuen Lebensgefähr-
ten sowie etwa zehn weiteren Menschen an 
Bord eines kleinen, altersschwachen Boo-
tes, um die Überfahrt in die USA zu wagen. 
Auf hoher See geriet das Boot in ein Unwet-
ter und sank. Nur drei der an Bord befindli-
chen Menschen überlebten die Katastrophe. 
Einer von ihnen war Elián, der sich an einen 
Autoreifen klammern konnte und tagelang 
im Meer trieb. Am 25. November wurde er 
von Fischern gerettet und an Land gebracht. 
Im Krankenhaus suchte ihn sein schon lan-
ge in den USA lebender Großonkel Lázaro 
González auf, der ihn zuvor nur einmal im 
Leben gesehen hatte. Er beantragte bei den 
Behörden, dem Jungen ein dauerhaftes Auf -
enthaltsrecht für die Vereinigten Staaten 
zu gewähren. Eliáns Vater forderte jedoch, 
das Kind zu ihm zurückzuschicken. Er bat 
die Regierung in Havanna um Hilfe, weil 
die Mutter den Jungen entführt habe. Das 
kubanische Außenministerium kontaktier-
te daraufhin die US-Behörden, doch diese 
lehnten es zunächst ab, das Kind nach Hau-
se zu lassen.

Daraufhin begann in Kuba eine großan-
gelegte Kampagne. Der damalige Präsident 
Fidel Castro stellte sich an die Spitze einer 

Massenbewegung, die zu Hunderttausen-
den auf die Straße ging, um die Rückkehr 
des Jungen zu fordern.

Am 5. Januar entschied die US-Einwan-
derungsbehörde, dass Elián seinem Vater 
zurückgegeben werden solle. Doch die von 
den antikommunistischen Gruppierungen 
in Miami unterstützte Familie des Großon-
kels verhinderte die Ausreise durch juristi-
sche Manöver. 

Am 6. April durfte Eliáns Vater in Be-
gleitung seiner neuen Frau und seines sechs 
Monate alten Sohnes in die USA reisen. Die 
Kubanisch-Amerikanische Nationalstiftung 
(CANF) und andere antikommunistische 
Gruppen äußerten öffentlich die Hoffnung, 
dass Juan Miguel González sich »ohne den 
Druck, den bisher das castristische Regime 
auf ihn ausgeübt hat« dazu entschließen 
könnte, selbst in den USA zu bleiben. Doch 
der blieb sich und seiner Heimat treu.

Nachdem es bei wochenlangen Ver-
handlungen keine Fortschritte gab, stürm-
ten am 22. April bewaffnete Einheiten der 
US-Einwanderungsbehörde das Haus der 
exilkubanischen Verwandtschaft in Miami 
und holten den Jungen heraus. Einen Tag 
später, am Ostersonntag des Jahres 2000, 
konnte Juan Miguel González seinen Sohn 
wieder in die Arme schließen. Die Familie 
wurde auf einem US-Militärgelände in Wye 
River von der Öffentlichkeit abgeschottet 
untergebracht, während die juristischen 
Auseinandersetzungen weitergingen. Erst 
am 28. Juni endete das Tauziehen, als der 
Supreme Court eine letzte Eingabe gegen 
die Ausreise Eliáns ablehnte. Noch am 
Nachmittag desselben Tages verließ Elián 
mit seinem Vater, dessen Frau und kleinem 

Sohn Washington mit Ziel Kuba.
15 Jahre später berichtete der inzwischen 

21jährige Elián González im Gespräch mit 
 Radio Rebelde , dass er bei der Ankunft 
am Flughafen von Havanna zu seinem Va-
ter gesagt habe, dass er wieder in Kuba 
sein wolle. Kuba war für ihn damals seine 
Heimatstadt Cárdenas. »Ich verstand nicht, 
was passierte. Ich wollte nur zu Hause sein, 
jeden Tag die gewohnten Menschen und 
meine Freunde sehen.« Auch heute noch 
zeigt er sich beeindruckt von der damaligen 
Massenbewegung in seiner Heimat: »Ein 
ganzes Volk, die Kinder, sind auf die Straße 
gegangen, um zu fordern, dass ich heim-
kehre«, sagte er Ende Juni. »Diese Kinder 
kannten mich nicht, und so ist die Verpflich-
tung sehr groß, und dieser muss ich das 
ganze Leben lang konsequent folgen. Wann 
immer mich das kubanische Volk und vor 
allem die Revolution braucht, bin ich da.« 
Elián ist aktiv in den Komitees zur Vertei-
digung der Revolution und im Kommu-
nistischen Jugendverband. Er hat sich für 
eine Laufbahn in der kubanischen Armee 
entschieden. Im Dezember 2013 führte er 
die kubanische Delegation bei den Weltfest-
spielen der Jugend und Studenten in Quito 
an und prangerte bei dem in deren Rahmen 
stattfindenden Antiimperialistischen Tribu-
nal die Blockade der USA gegen seine Hei-
mat an. »Mein Papa hat Millionen von Dol-
lar ausgeschlagen, nur um mit seinem Sohn 
im Heimatland leben zu können«, sagte er 
in dem Gespräch mit  Radio Rebelde . »Die 
Liebe eines Volkes ist eine moralische Fra-
ge, eine Frage der Aufrichtigkeit. Und das 
bedeutet auch, Revolutionär zu sein. Das ist 
der richtige Weg.«

Elián González 2010 
in Havanna 
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FBK Freundschaftsgesellschaft Berlin - Kuba e. V.

3 Wochen Aktiv-Reise
in den Botanischen Garten von Pinar del Rio (Kuba)

Mitte Okt. - Anfang Nov. 2015
Erleben Sie bei gemeinsamer Arbeit im Botanischen Garten und einem

ausgewählten Besuchsprogramm die Freundschaft kubanischer Menschen

� weitere Infos und Anfragen sowie Anmeldung unter:

0176-34080823 und brigade@fg-berlin-kuba.de
FBK FREUNDSCHAFTSGESELLSCHAFT BERLIN - KUBA E. V.

Caballete de Casa c/o Galerie Olga Benario

Richardstr. 104, 12043 Berlin

Hardenbergstr. 9a
10623 Berlin

Tel. 030-23 55 73 20
www.schropp.de

Öffnungszeiten:
Mo - Fr 10 - 20 Uhr
Sa

Ihr Fachhandel für Globen und Landkarten

Solare Elektrifizierung der Häuser
und sozialen Einrichtungen für

121 Kaffeebauern und ihre Familien 
in den Bergen der Provinz Artemisa 
KarEn stattet ab diesem Jahr in den Bergen von Artemisa in    

6 Gemeinden, die ohne Elektrizität leben, über 120 Wohnhäu-
ser, Schulen, Ärztehäuser und Sozialklubs mit Solarstrom aus, 
um ihre schwierigen Lebensbedingungen zu verbessern und 
junge Leute für den Kaffeeanbau in den Bergen zu motivieren. 

Wir benötigen für dieses Projekt 284.000 g.
Bis Ende Juni wurden 50.633 g gespendet, vielen Dank!

Deshalb unsere Bitte an die Freunde Kubas:
Spenden Sie für dieses lebensverbessernde Projekt!

Weydingerstraße 14-16, 10178 Berlin, Tel./Fax (030) 24 00 94 70
E-Mail: karen@karen-berlin.de                      www.karen-berlin.de

Spendenkonto e.V.
Kennwort: Elektrifizierung Bergdörfer
Postbank Berlin, BLZ 10010010 
Konto: 589463104
IBAN DE 78 100 100 100 589 463 104, BIC PBNKDEFF
(Spenden sind steuerlich absetzbar, bitte Adresse angeben!)

Die Solidarität mit Kuba geht weiter!

Der richtige Weg
Vor 15 Jahren kehrte der kleine 
Junge Elián González aus den USA 
nach Kuba zurück. Heute ist das 
damalige Kind ein überzeugter 
Revolutionär. Von  André Scheer
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Kein »Grexit«, keine 

Staatspleite: Griechenland 

bleibt im Euro-Verbund, 

wird faktisch zur Kolonie Brüs-

sels, und die Pleite wird weiter ver-

schleppt. Das ist die Bilanz einer 

17stündigen Nachtsitzung von 28 EU-

Staats- und Regierungschefs sowie 

den Spitzenvertretern aus Brüsseler 

Amtspalästen. Ergebnis: der Wille, 

Verhandlungen über ein erneutes 

»Hilfsprogramm« im Volumen von 

(zunächst) 82 bis 86 Mil liarden Euro 

aufzunehmen. Griechenland bleibt 

allenfalls auf dem Papier souverän, 

faktisch kommt es unter den Ham-

mer.
Zunächst muss das Parlament in 

Athen seine Zustimmung zu dem in 

Brüssel vereinbarten Deal geben. 

Auch verlangt die Übereinkunft, dass 

bis Mittwoch erste Maßnahmen zur 

Erhöhung der Einnahmen aus der 

Mehrwertsteuer beschlossen werden, 

eine »Rentenreform« konzipiert und 

eine Art Kürzungsautomatismus im 

Haushalt installiert wird. Es sind 

Vorbedingungen.

Erst danach beginnen Verhandlun-

gen – mit der »Troika«. Das inzwi-

schen in »die Institutionen« umbe-

nannte Dreigespann aus Europäi-

scher Zentralbank, Internationalem 

Währungsfonds und EU-Kommis-

sion soll das Dreijahresprogramm im 

einzelnen festmachen. Danach muss 

Athen bis zum 22. Juli die Umset-

zung einer EU-Richtlinie zur Sanie-

rung und Abwicklung von Banken 

beschließen. Verlangt wird u. a. auch 

eine Justizreform zur Beschleuni-

gung der mit der Erfüllung der Auf-

lagen verbundenen Verfahren. Bis 

Oktober muss die schrittweise An-

hebung des Renteneintrittsalters auf 

67 Jahre festgezurrt sein.

Damit nicht genug. Der griechische 

Markt wird »geöffnet«. Privatisierun-

gen im Energiesektor, Fortführung 

von »Reformen« auf dem Arbeits- 

und dem Finanzmarkt sowie weitere 

Eingriffe in die Souveränität des Lan-

des sind fest eingeplant.

Die EU-Regierenden haben vor, 

Griechenland zur Überführung von 

Staatsvermögen in einen »unabhängi-

gen Fonds« unter Aufsicht der EU zu 

drängen. Der Name »Treuhand« fiel 

in diesem Zusammenhang in Medien-

berichten des öfteren. Vermutlich 

wird auch das Ergebnis dem jener 

»Anstalt« entsprechen, mit der die 

Bundesrepublik einst Wirtschaft und 

Infrastruktur der DDR vermarktet 

hatte: kompletter Ausverkauf. Damit 

soll der Fonds 50 Milliarden Euro 

erlösen. Kalkuliert wird, davon die 

Hälfte zur Begleichung der Kosten 

der Bankenrekapitalisierung einzuset-

zen, das Geld ginge zurück an den 

ESM-Fonds. Jeweils weitere 12,5 Mil-

liarden Euro sollen zum Schuldenab-

bau sowie für direkte Investitionen 

genutzt werden.

Selbstverständlich müsse Athen 

nicht nur sicherstellen, dass Troika-

Vertreter Zugang zu den Ministe rien 

erhalten. Sie sollen überdies die re-

levanten Gesetzentwürfe absegnen, 

bevor diese im Parlament verhandelt 

werden: Ohne Abstimmung verab-

schiedete Gesetze müssen zurückge-

nommen oder ihre Kosten durch ande-

re Maßnahmen kompensiert werden.

Es ist ein Siegerdiktat. Doch Ge-

winner wird es – abgesehen von den 

Spekulanten – bei dieser seit 2010 

aufgeführten Haupt- und Staatsak tion 

nicht geben. Auch nicht, wenn sie Ale-

xis Tsipras heißen. Der Ministerpräsi-

dent dürfte schweren Zeiten entgegen-

sehen. »Wir stehen vor schwierigen 

Entscheidungen«, sagte Tsipras, es 

dürfte der Euphemismus des Jahres 

sein. Bei der anstehenden Parlaments-

abstimmung wird sich zeigen, wie die 

Abgeordneten zu der Vereinbarung 

ihres Regierungschefs mit den »Insti-

tutionen« stehen.  (mit Reuters/AFP)

Q�Siehe Seiten 2, 3 und 8

Hellas unterm Hammer

Nahrung kein Spekulationsobjekt

WWW.JUNGEWELT.DE

»Deeskalation« in 

 Kolumbien vereinbart

Havanna. Erstmals seit Beginn ihrer 

Friedensgespräche mit den Revo-

lutionären Streitkräften Kolumbi-

ens vor knapp drei Jahren hat die 

Regierung des südamerikanischen 

Landes eine Verringerung ihrer 

Militäreinsätze gegen die Rebellen 

zugesagt – »in dem Maße, wie die 

FARC ihre Offensiven unterlässt«. 

Beide Seiten einigten sich auf ei-

ne viermonatige »Deeskalation« 

ihres Konflikts ab dem 20. Juli, 

wie die Garantiestaaten der Ver-

handlungen, Norwegen und Kuba, 

am Sonntag in Havanna mitteilten. 

Zuvor hatten die FARC bereits eine 

einmonatige einseitige Waffenruhe 

ausgerufen, die nun um drei weite-

re Monate erweitert werden soll. In 

einer gemeinsamen Erklärung hieß 

es, die beiden Konfliktparteien 

wollten mit »der notwendigen An-

strengung« auf die Unterzeichnung 

einer abschließenden Vereinbarung 

hinwirken.  
(AFP/jW)

Griechenland zum ersten, zum zweiten und ... . Euro-Gruppen-Chef Jeroen Dijsselbloem wird zum Mann mit der Glocke
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Weichensteller
Die Bundesvereinigung der Arbeitge-

berverbände (BDA) will Digitali-

sierung zur Deregulierung nutzen
Zerstörung
Syrien: Kämpfe um Aleppo. Großbri-

tannien will Luftangriffe fliegen. 

Von Karin Leukefeld

Zersplitterung
Auch wenn sich die AfD spaltet, muss 

weiter mit ihr gerechnet werden. 

Interview mit Kerstin KöditzGrundrecht
Bremen: Daimler-Arbeiter klagen 

gegen Abmahnungen wegen 
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Vorbedingungen und Aufgabe der Souveränität: EU-Regierungschefs wollen 

Verhandlungen über neues »Hilfsprogramm« für Griechenland. Von Klaus Fischer

Oxfam: Entwurf von EU-Direktive trägt »Handschrift der Finanzlobby«

Die Finanzmarktakteure sind 

dabei, die Regeln zur Ein-

dämmung der Nahrungsmit-

telspekulation auszuhöhlen. Das ist 

Fazit eines Berichts, den die Entwick-

lungsorganisation Oxfam Deutsch-

land am Montag in Berlin vorgelegt 

hat. Erklärtes Ziel der EU ist es, 

dieser Spekulation mit der 2014 ver-

abschiedeten Finanzmarktrichtlinie 

(MiFID II) einen Riegel vorzuschie-

ben. Dies werde dadurch konterka-

riert, dass Brüssel die Ausarbeitung 

der technischen Details der Europä-

ischen Finanzmarktaufsichtsbehörde 

(ESMA) überlassen hat. Eine aktu-

elle Oxfam-Analyse kommt zu dem 

Schluss, dass diese »eindeutig die 

Handschrift von Banken, Börsen und 

den Verbänden der Finanzindustrie« 

tragen.
»Durch intensive Lobbyarbeit« ha-

be es die Branche »geschafft, zahlrei-

che Ausnahmen und Schlupflöcher 

hinzuzufügen. Das ursprüngliche 

Ziel des Gesetzgebers, Marktverzer-

rungen und Preisschwankungen zu 

verhindern, hat sie damit untergra-

ben«, erklärte Oxfam-Globalisie-

rungsexperte David Hachfeld.

Die Entwicklungsorganisation ver-

wies ausdrücklich auf die in der Di-

rektive verankerten »Positionslimits«. 

Diese seien Kernpunkte des Vorha-

bens und sollen verhindern, dass ein-

zelne Spekulanten eine »marktverzer-

rende« Position erlangen. Der aktuelle 

Entwurf der technischen Standards 

könne dies jedoch nicht garantieren. 

So dürften Hedgefonds oder Invest-

mentfonds bis zu 40 Prozent eines 

Rohstoffmarktes kontrollieren. Ein 

Spekulant könnte so Weizenderivate 

halten, die 40 Prozent der lieferba-

ren Menge entsprechen. Gravierende 

Marktverzerrungen wären eine mögli-

che Folge.
Die Spekulation mit Agrarrohstof-

fen ist ein Milliardengeschäft. Ab Mitt-

woch berät der zuständige Ausschuss 

für Wirtschaft und Währung im EU-

Parlament an zwei Tagen zum letzten 

Mal über die Rohstoffregeln. Im Sep-

tember wird die ESMA ihren endgül-

tigen Bericht vorlegen. Eine Annahme 

gilt dann als wahrscheinlich.  (jW)

wird herausgegeben von  

1. 677 Genossinnen und 

Genossen (Stand 3.7.2015)

Q www.jungewelt.de/lpg

Philipp Mißfelder mit 35 

Jahren verstorben

Berlin. Der CDU-Außenpolitiker 

Philipp Mißfelder ist tot. Er starb 

überraschend in der Nacht zu 

Montag, wie Unionsfraktionschef 

Volker Kauder (CDU) in Berlin 

mitteilte. Nach Angaben aus Par-

teikreisen erlag Mißfelder einer 

Lungenembolie. Er wurde 35 Jahre 

alt und hinterlässt eine Frau und 

zwei kleine Kinder. Einer breiten 

Öffentlichkeit wurde Mißfelder 

2003 bekannt, als er infrage stellte, 

ob 85jährige noch auf Kosten der 

Solidargemeinschaft künstliche 

Hüftgelenke bekommen sollten. 

2014 stieß seine Teilnahme an ei-

nem Geburtstagsempfang für Alt-

kanzler Gerhard Schröder (SPD) 

mit dem russischen Präsidenten 

Wladimir Putin in St. Petersburg 

auf heftige Kritik aus der CDU-

Fraktion. Im April vergangenen 

Jahres gab Mißfelder schon nach 

wenigen Monaten sein Amt als Ko-

ordinator für die Beziehungen zu 

den USA wieder auf. (dpa/AFP/jW)

Tschechische Republik: 47 CZK
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Beleidigt
Der Front National fordert den Austritt 

aus dem Euro, um Frankreich wieder 

konkurrenzfähig zu machen. Das ginge 

nur mit Lohnsenkungen, Einbußen 

sollen mit Patriotismus wettgemacht 

werden. Von Theo Wentzke
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